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GROSSBRITANNIEN

Die britische Strategie -  
eine l<ritische Zwischenbilanz
Ernst-Moritz Lipp, Wiesbaden*

Die Iconservative Wirtscliaftspolitilc IVIargaret Thatchers -  so 364 britische Okonomieprofessoren -  bedro
he die soziale und politische Stabilität Großbritanniens. Für ihren monetaristischen Glauben gebe es keine 
Basis in der ökonomischen Theorie. Im Gegensatz zur Regierungsansicht, wonach die Rezession ihren 
Tiefstand erreicht habe, steht auch der britische Industrieverband CBI. In seiner jüngsten Wirtschaftsana
lyse prognostiziert er für dieses Jahr einen weiteren Produktionsrückgang von 3 %, eine Inflationsrate von 
10 % und einew eitereZunahm ederjetzigen Arbeitslosenzahl von schon 2,5 Millionen. Welche Fehler muß 
sich die britische Regierung anrechnen lassen?

Die langjäiirigen gesamtwirtschaftlichen Fehlent
wicklungen in Großbritannien nötigten der staatli

chen Wirtschaftspolitik in der Vergangenheit ein hohes 
Maß an Einfallsreichtum ab. Immer wieder traten Re
gierungen mit neuen Ideen an, teils mit kurzfristigen Ad- 
hoc-Maßnahmen, teils mit mehrjährig angelegten Stra
tegien, wie dem ,,Social Contract“ , der einkommenspo
litische, Steuer- und ausgabenpolitische Maßnahmen 
miteinander venwoben hatte. All diese wirtschaftspoliti
schen Anläufe konnten indessen nicht verhindern, daß 
bei fortgesetzter Investitionsschwäche der Produktivi
tätsfortschritt nahezu zum Stillstand kam und mit ver
schärften Verteilungskonflikten steigende Arbeitslosig
keit und ein hohes Inflationstempo einhergingen.

Anläßlich des letzten Wechsels in der Regierungs
verantwortung im Jahre 1979 war eine grundsätzliche 
Wende für die Geld- und Finanzpolitik angekündigt 
worden. Eine mittelfristig orientierte Geldmengenpolitik 
sollte konsequent auf eine allmähliche Rückführung der 
Inflationsrate ausgerichtet werden. Die Finanzpolitik 
hatte diesen Kurs zu flankieren: Rasche Senkungen der 
direkten Steuern auf Löhne, Gehälter und Gewinnein
kommen sollten Investitionen und Arbeitseinsatz w ie
der lohnend machen. Gleichzeitig sollte allmählich der 
Nettokreditbedarf des zentralen öffentlichen Haushalts 
von damals 9 V4 Mrd. £ (=  5 V2 % des BSP) verringert 
werden. Zusammengenommen bedeutete dies eine 
beträchtliche Senkung der Staatsquote.

Der Erfolg einer solchen stabilisierungspolitischen 
Strategie hängt entscheidend davon ab, wie rasch es 
gelingt, die Erwartungen der Akteure an den Güter-
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märkten und am Kapitalmarkt und nicht zuletzt die Ver
haltensweisen der Tarifpartner dauerhaft auf die ange
strebten makroökonomischen Zielwerte, namentlich 
die zukünftige Preisänderungsrate, auszurichten. Ohne 
Friktionen wird die Anpassung an einen niedrigeren In
flationspfad in einer Welt der Entscheidungen unter Un
sicherheit, der Schuldverhältnisse mit zeitversetztem 
Leistungsaustausch und der Terminkontrakte wohl 
nicht vonstatten gehen können. Das Problem liegt dar
in, daß zunächst die makroökonomischen Projektionen 
der staatlichen Wirtschaftspolitik der wesentliche An
halt für die einzelwirtschaftlichen Dispositionen sind. 
Die den einzelwirtschaftlichen Anpassungsprozeß lei
tenden Signale wie Preisänderungen, Zinsänderungen 
und Nachfragereaktionen auf einzelnen Märkten sind 
selbst nicht ausreichend, die Entscheidung auf mikroö
konomischer Ebene schon frühzeitig und unter Inkauf
nahme eines unvermeidlichen Minimums an gesamt
wirtschaftlichen Friktionen auf den Endpunkt des An
passungsprozesses hin auszurichten. Die Verarbei
tung der monetären und finanzpolitischen Impulse, die 
ein solcher Kurswechsel mit sich bringt, hat immer eine 
angebotsseitige und eine nachfrageseitige Dimension. 
Auf Dauer sollen günstigere gesamtwirtschaftliche 
Rahmenbedingungen die Wachstumschancen verbes
sern. Veränderungen der Nachfragestruktur und der 
Produktionsbedingungen erfordern auf dem Weg dahin 
die Umsetzung von Produktion und Beschäftigung. 
Über steigende Zinsen und weichende Nachfrage in 
Bereichen, die nicht nur kurzfristig, sondern auf Dauer 
weniger begünstigt sein werden als im Inflationsklima, 
kommen zunächst einmal die kontraktiven Primärim
pulse zum Tragen. Sie beginnen auf der Angebotsseite 
und greifen dann mehr oder weniger kumulativ auf die 
Nachfrageseite über, je nach dem wie lange es dauert, 
bis aus dem Zusammenspiel von Kostenentlastungen

Meinen Kollegen bin ich für hilfreiche Kommentare dankbar.
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und verbesserten Absatzerwartungen neue Produk
tionschancen abgeleitet werden können.

Wie kräftig die Zinsen unterwegs steigen, wie hoch 
die Produktionsverluste und die Einkommensverluste 
ausfallen, im Verlaufe derer sich die Akteure zu einer 
Anpassung an die geänderten gesamtwirtschaftlichen 
Bedingungen leiten lassen, ist kaum zu prognostizie
ren. Einen wichtigen Part spielt freilich die Lohnpolitik. 
Sie kann zwar durch ihr Verhalten die Friktionen nicht 
auf Null bringen; sie kann aber versuchen, Fehlentwick
lungen möglichst gering zu halten, indem sie etwa früh
zeitig signalisiert, daß sie bereit ist, die Verschlechte
rung der Unternehmenserträge auf dem schwierigen 
Weg zu niedrigeren Inflationsraten in Grenzen zu hal
ten.

Führungsrolle der Geldpolitik

Die Geldpolitik sollte im wirtschaftspolitischen Kon
zept der Regierung Thatcher von Anfang an die Füh
rungsrolle übernehmen. Die Vorankündigung eines 
mittelfristigen Korridors für die Expansion der Geld
menge Sterling M3’ zielte darauf ab, die Regierung 
selbst zu binden und über die Herstellung verläßlicher 
gesamtwirtschaftlicher Rahmenbedingungen die Er
wartungen der Wirtschaftssubjekte zu stabilisieren.

Mit der Bekanntgabe des ersten Budgets 1979/80 
wurde ein Korridor vorgegeben, der im Anfangsjahr für 
M3 einen Zuwachs von 7 bis 11 % vorsah. Das zweite 
Budget legte die Geldpolitik auch auf mittlere Sicht fest; 
für 1980 wurde wiederum ein Korridor von 7 bis 11 % 
vorgegeben, bis 1984 soll der Anstieg auf 4 bis 8 % zu
rückgenommen werden. Im Jahre 1979 bewegte sich 
die Geldmengenexpansion noch entlang der Obergren
ze des vorgezeichneten Korridors, im Jahr danach 
scherte sie aber beträchtlich nach oben aus^. Dafür wird 
vor allem die Aufhebung des sogenannten ,,Korsetts“ 
verantwortlich gemacht. Bis in das Jahr 1980 hinein un
terlagen die Banken Beschränkungen in bezug auf Ein
lagenzuwächse. Mit der Aufhebung dürften in großem 
Umfang Mittel umgeschichtet worden sein, die bis dahin 
in Anlageformen gehalten wurden, welche keinen Be
schränkungen unterworfen waren. Deswegen kann die 
schubartige Expansion der Geldmenge M3 nur schwer 
gedeutet werden, denn hierin spiegeln sich der Niveau-

' M3 =  Bargeldumlauf, Sichteinlagen sowie private und öffentliche Ter
m ineinlagen in britischer Währung.

 ̂ Vgl. World Financial Markets, Hrsg.: Morgan G uarantyTrust Com pa
ny, Februar 1981, 8 . 9.

 ̂ 8o M. P a r k i n : Mrs. Thatcher’s Monetary Policy. B isher unveröf
fentlichtes Manuskript zur Tagung der Mont Pelerin Society, Standford, 
September 1980; kritisch hat sich kürzlich auch A. H. Meitzer geäußert. 

'' Diese Vorgehensweise wird im Bilanzzusammenhang leicht an
schaulich. Dafür ist der Statistische Anhang zu den Monatsberichten 
der Deutschen Bundesbank hilfreich: ,,l. Bankstatistische Gesam trech
nungen, 1. Entwicklung der Geldbestände im Bilanzzusammenhang.“

Effekt der Regeländerung und etwaige expansive Ab
weichungen vom vorgegebenen Pfad wider. Es gibt in
dessen kritische Stimmen, die die Fähigkeit der Bank 
von England, die monetäre Expansion zu kontrollieren, 
prinzipiell in Frage stellen, weil eine unangemessene 
Technik der monetären Steuerung angewendet wird®. 
Anstatt die Expansion der Bankeinlagen über die Ver
sorgung mit Reserveaktiva zu steuern, versucht die 
Bank von England durch ihre Zinspolitik und durch Of
fenmarktoperationen mit Staatsschuldtiteln, Einfluß auf 
das Aktivgeschäft der Banken und auf die Geldkapital
bildung zu nehmen"*. Wenn eine Überschreitung des 
Geldmengenzieles droht, erhöht die Bank ihren Leit
zins, kauft Staatsschuldtitel mit kurzer Laufzeit und ver
kauft solche mit langer Laufzeit. Weil die staatliche Net
tokreditaufnahme makroökonomisch gesehen einer 
von mehreren Bestimmungsgründen der Einlagenex
pansion ist, wird ihr als unmittelbare Zielgröße aus geld
politischer Sicht eine so große Bedeutung beigemes
sen. Zwischen den Instrumenten, die der Bank zu Ge
bote stehen, dem Aktivgeschäft der Banken und den 
Veränderungen der Geldmenge M3 gibt es jedoch kei
nen so verläßlichen Zusammenhang, daß daran die 
monetäre Steuerung geknüpft werden könnte®.

Ganz ohne Probleme ist der Übergang zu einer 
Steuerung des Bargeldumlaufs und der Zentralbank
einlagen (monetäre Basis) freilich nicht. Die Banken 
können ihren Reserveverpflichtungen nämlich sowohl 
durch Zentralbankgeld als auch durch Guthaben bei 
den London Clearing Banks und ebenfalls durch 
Staatspapiere mit kurzen Restlaufzeiten nachkommen. 
Der Zusammenhang zwischen Zentralbankgeldmenge 
und der Geldmenge M3 ist daher eher lockerer als in der 
Bundesrepublik. Deshalb ist es auch nicht ohne weite
res möglich, aus der Expansionsrate der monetären 
Basis, welche die Bank kürzlich erstmals ausgewiesen 
hat, Schlüsse daraus zu ziehen, wie restriktiv die Geld
politik war. Weder M3 noch die sehr geringe Ausweitung 
der monetären Basis geben eindeutige Anhaltspunkte 
für die Bewertung der Geldpolitik im Jahre 1980.

Verschärfte Friktionen

Als die monetäre Expansion im Jahre 1979 aus dem 
Ruder zu laufen drohte, hat die Bank von England sich 
streng an ihr Konzept gehalten. Sie hat sich von der all
zu raschen Expansion von M3 veranlaßt gesehen, durch 
ihre Zinspolitik und durch Offenmarktoperationen einen 
kräftigen Zinsanstieg am kurzen wie langen Ende zu

 ̂ Die Bank von England und die Regierung haben zuletzt Im sogenann
ten ,,Green Paper“  vom März 1980 (M onetary Control, Cmnd. 7858 
H M 80 , London, März 1980) bekräftigt, daß sie das anders sehen. Erst 
neuerdings ist die Bank Ideen zur Reform der monetären Steuerung nä
hergetreten.
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unterstützen. Die Zinsen erreicliten im Frühjahr 1980 
ihren bisherigen Höhepunkt; von da ab sind sie allmäh
lich gesunken. Da die Bank ihre Zinspolitik seither nicht 
mehr unmittelbar von der Geldmengenexpansion leiten 
läßt, scheint sie die Beschleunigung als temporären 
Sondereffekt und damit als unschädlich für die Glaub
würdigkeit ihres Kurses anzusehen. Zu Beginn des 
Jahres 1981 liegt der Leitzins der Bank von England 
mit 12 % in etwa wieder auf dem Niveau von Anfang 
1979. Der zwischenzeitliche Zinsanstieg hat die engli
sche Währung über die Effekte der Erlöse aus dem 
Nordseeöl hinaus unter Aufwertungsdruck gesetzt. 
Über die monetäre Restriktion im Innern hinaus kam der 
industrielle Sektor zusätzlich von der außenwirtschaftli
chen Seite in einem Maße unter Druck, welches kon
zeptionell wohl nicht vorgesehen war. Kurzfristig und 
graduallstisch darauf zu reagieren, war mit dem einge
schlagenen geldpolitischen Kurs kaum zu vereinbaren. 
Für die Dämpfung des Preisauftriebs war die Aufwer
tung eher günstig. Die Chancen dafür, daß die Expan
sionskräfte möglichst rasch zum Durchbruch kommen, 
haben sich aber wegen der verschlechterten Wettbe
werbsfähigkeit eher verringert. Erste Erfolge bei der 
Dämpfung der Inflationsrate haben sich mittlerweile 
eingestellt, allerdings im Zuge einer gravierenden Sta
bilisierungsrezession. Der zögerliche Stabilisierungs
erfolg, die hohen Zinsen und der starke Produktions
rückgang deuten darauf hin, daß die Friktionen im An
passungsprozeß über das Unvermeidliche hinaus be
trächtlich verschärft worden sind. Welche Rolle haben 
dabei die Lohnpolitik und die Finanzpolitik gespielt, und 
was muß sich die englische Regierung selbst davon als 
Fehler zurechnen lassen?

Finanzpolitik außer Kontrolle

Die Regierung Thatcher hat seit 1979 drei Budgets 
vorgelegt. Im ersten Jahr wurden einerseits die Ein
kommensteuer und die Körperschaftsteuer gesenkt®, 
andererseits wurden die Mineralölsteuer und die Mehr
wertsteuersätze von 8 % bzw. 12 V2 % gleichermaßen 
auf 15 % erhöht. D iese r,,Steuertwist“ war annähernd 
aufkommensneutral. Das neue Verhältnis von direkten 
Steuern zu indirekten entsprach damit in etwa dem En
de der sechziger Jahre. Zudem wurde angestrebt, den 
Nettokreditbedarf des zentralen Haushalts um 1 Mrd. £ 
auf 8 V2 Mrd. £ zu senken^.

Im darauffolgenden Budget 1980/81 lautete das ver
anschlagte Defizit auf 8 V2 Mrd. £, nachdem sich für das

® Anhebung von Freibeträgen, Senl<ung des Proportionalsteuersatzes, 
Senkung des Spitzensteuersatzes, Abflachung des Progressionsver
laufs. • .

’  Im Haushaltsjahr 1979/80, von März 1979 bis Februar 1980, 
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vergangene Haushaltsjahr eine Überschreitung des 
Haushaltsansatzes auf knapp 9 Mrd. abzeichnete. Die 
Ansätze für das Jahr 1980 implizierten preisbereinigt ei
nen Rückgang der Ausgaben um etwa V2 %. Gleichzei
tig wurde mittelfristig bis 1984 real gerechnet ein Aus
gabenrückgang von über 5 % anvisiert. Auch das für 
1980/81 veranschlagte Defizit konnte indessen nicht 
eingehalten werden. Vor allem konjunkturbedingte 
Steuerausfälle und Mehrausgaben, teils aus konjunktu
rellen Gründen, teils wegen hoher Lohnzugeständnisse 
an öffentlich Bedienstete und wegen Subventionszusa
gen an staatliche Unternehmen, trieben das Defizit in 
die Höhe. Es erreichte im Haushaltsjahr 1980/81 annä
hernd 13 Mrd. £. Der durchschnittliche preisbereinigte 
Ausgabenanstieg von 1978/79, dem letzten Haushalt 
der Labour-Regierung, bis 1980/81 beträgt damit rund 
2,0 %, obwohl sich die Regierung Thatcher von Anfang 
an eine Rückführung der Staatsquote vorgenommen 
hatte.

Das im März 1981 vorgelegte dritte Budget sieht für 
das laufende Haushaltsjahr in preisbereinigten Größen 
keinen weiteren Anstieg der Ausgaben vor. Auf mittlere 
Sicht bis 1984 wird nunmehr ein Rückgang um 4 % an
gepeilt. Im laufenden Jahr sollen mehrere Verbrauch
steuererhöhungen in Kraft treten, so für Bier, Mineralöl, 
Branntwein und Tabak. Weiterhin werden die Förder
abgaben für Nordseeöl angehoben. Die Banken haben 
in der Zukunft eine Abgabe zu entrichten, die sich nach 
dem Umfang ihrer zinslosen Depositen richtet. Die Kör
perschaftsteuer wird durch die Anhebung von Freibe
trägen etwas gesenkt.

Staatliciie Zugeständnisse

Der wirtschaftspolitische Kurs ist von seiten der Fi
nanzpolitik in mehrfacher Weise belastet worden. Die 
Preiswirkungen der kräftigen Mehrwertsteuererhöhung 
im Jahre 1979 haben die Verteilungsauseinanderset
zungen in einer ohnehin schwierigen wirtschaftspoliti
schen Lage verschärft. Die Gewerkschaften forderten 
den Unternehmen die Einkommensteile ab, die der 
Staat zur Finanzierung seiner bisher kreditweise finan
zierten Ausgaben an sich zog. Sie wehrten damit kurz
fristig die Lasten ab, die den Einkommensbeziehern 
von der Regierung zwecks Konsolidierung der Staatsfi
nanzen zugedacht waren, und verstärkten dadurch den 
Druck auf die Unternehmenserträge.

Die Lohnverhandlungen im öffentlichen Dienst stan
den in den Jahren 1979 und 1980 überdies im Zeichen 
der Untersuchungsergebnisse, die die Clegg-Kommis- 
sion zu Tage gefördert hatte. Danach war eine große 
Zahl der öffentlichen Bediensteten in den vergangenen 
Jahren in Einkommensrückstand zum privaten Sektor
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geraten. Eine wiciitige Begründung war die, daß früliere 
Regierungen der Lohnpolitik der öffentlichen Hand in 
den Jahren des „Social Contract“ eine einkommenspo
litische Führungsrolle aufgezwungen hatten. Die Lohn
verhandlungen mit den Gewerkschaften der in öffentli
chen Diensten Beschäftigten waren damals darauf an
gelegt gewesen, besonders niedrige Lohnabschlüsse 
hervorzubringen, die dann aber in vielen Fällen von den 
Abschlüssen in der Privatwirtschaft nicht übernommen 
worden waren. Die Regierung Thatcher sah sich nun 
hohen Lohnforderungen ausgesetzt, die gestützt auf 
die Glegg-Kommission mit aufgestautem Nachholbe
darf begründet wurden. Unter dem Druck von Streiks 
gab sie den Forderungen nach. Im Laufe des Jahres 
wurde für einen großen Teil der öffentlichen Bedienste
ten ein Einkommensanstieg von deutlich über 20 % 
vereinbart, der die Haushaltsplanung erheblich durch
einanderbrachte.

Zugeständnisse mußte die Regierung auch im Hin
blick auf die Zuschüsse an staatliche Unternehmen ma
chen. Einzelnen Erfolgen bei der Begrenzung des Zu
schußbedarfs, wie bei British Leyland, standen indes
sen Abstriche an den geplanten Sanierungsprogram
men und erneuter Lohndruck (British Steel, Coal Board) 
gegenüber. Um die Ausgaben trotz dieser Belastungen 
nicht ausufern zu lassen, mußten an anderer Stelle ein
schneidende Kürzungen vorgenommen werden. In er
ster Linie waren davon die öffentlichen Investitionen be
troffen. Sie sind preisbereinigt seit 1979 beträchtlich zu
rückgegangen. Die Entwicklung der Jahre nach 1975, 
die durch einen anhaltend kräftigen Rückgang der 
staatlichen Investitionstätigkeit gekennzeichnet waren, 
hat sich somit fortgesetzt®. Ausschlaggebend dafür wa
ren die Entscheidungen der Regierung im Hinblick so
wohl auf die Investitionsausgaben im zentralen Haus
halt als auch auf die Zuweisungen an die Gemeinden 
(Rate Support Grant). Der enge Rahmen für diese Zu
weisungen, der freilich vor allem dazu gedacht war, den 
Gemeinden in Lohnverhandlungen mit den Gewerk
schaften ihrer Arbeiter und Angestellten den Rücken zu 
stärken, hat letztlich übermäßigen Druck auf die Investi
tionsentscheidungen ausgeübt. Denn es hat sich her
ausgestellt, daß sich die Gemeinden den druckvoll vor
getragenen Forderungen der Gewerkschaften -  nicht 
zuletzt unter dem Eindruck der Zugeständnisse, welche 
die Regierung selbst gemacht hatte -  nicht entziehen 
konnten. Der Anteil der staatlichen Investitionen an den

® Vgl. Economic Trends, Hrsg.: Central Statistical Office, Februar 1981, 
8 .5 6 .

® Vgl. 1981: Investitionsrückgang in Europa, in: IFO-Sctinelld ienst 34 
(1981), 6, S. 8.

Vgl. dazu ausführlich E, M. L i p p :  Finanzpolitik und Lohnpolitik -  
Akteure zwischen Konflikt und Kooperation, Köln 1980.

192

gesamten britischen Anlageinvestitionen ist nach einer 
kurzzeitigen Stabilisierung in den Jahren 1978 und 
1979 seither wieder deutlich rückläufig®.

Konflikt mit der Lolinpolitik

Der Lohnpolitik war die Aufgabe gestellt, bei der An
passung der Volkswirtschaft an ein niedrigeres Infla
tionstempo eine allzu starke Kompression der Unter
nehmenserträge zu verhindern. Dafür hätten sich die 
Lohnforderungen frühzeitig von den vergangenen Er
fahrungen abkehren und an den zukünftigen niedrige
ren Inflationsraten orientieren müssen. Ob zum Aus
gangszeitpunkt Anfang 1979 ein Korrekturbedarf im 
Hinblick auf das Reallohnniveau bestand, läßt sich em
pirisch nicht ohne weiteres quantifizieren. Die bis dahin 
schon seit längerem und nicht aus konjunkturellen 
Gründen bestehende Arbeitslosigkeit gibt zu der Ver
mutung Anlaß, daß sich die Lohnpolitik bis zum Jahre 
1979 nicht flexibel genug bei der Bewältigung der ge
samtwirtschaftlichen Fehlentwicklung gezeigt hat. Da
bei mag auch die Steuerpolitik und die Wirtschaftspolitik 
im allgemeinen im Wege gestanden haben. Selbst 
wenn Beschäftigungsprobleme kurzfristig unvermeid
lich sind, sei es wegen realer Schocks, inszeniert von 
den OPEG-Staaten, sei es wegen monetärer Schocks 
zur Beendigung eines heimischen Inflationsprozesses, 
stets sind die Tarifpartner vor die Aufgabe gestellt, eine 
Ausweitung der Arbeitslosigkeit durch lohnpolitische 
Flexibilität in Grenzen zu halten.

In welchem Maße man mit solcher Flexibilität rech
nen kann, hängt ganz wesentlich mit davon ab, wie tarif
politische Entscheidungen zustande kommen^“ . An
ders als in der Bundesrepublik, gibt es in Großbritan
nien keine Einheitsgewerkschaft, deren Willensbildung 
von den Führungsorganen der Industriegewerkschaf
ten geformt wird, und die ihrerseits bis weit in ihre Unter
gliederungen hinein auf Entscheidungen einzuwirken 
vermögen. Die herausragende Stellung der Hauptvor
stände der Industriegewerkschaften bei der Koordina
tion der Tarifverhandlungen ist eine günstige Voraus
setzung für die Orientierung der Lohnpolitik an gesamt
wirtschaftlichen Zusammenhängen und für ein koope
ratives Zusammenwirken mit der staatlichen W irt
schaftspolitik. In Großbritannien bestehen solche Vor
aussetzungen nicht. Lohnpolitische Entscheidungen 
fallen hier überwiegend in Verhandlungen auf betriebli
cher Ebene zwischen Unternehmensleitung und ge
werkschaftlichen Vertrauensleuten, die für einzelne Be
rufsgruppen verhandeln. Ihr gruppenindividuelles Stre
ben geht dahin, in der Konkurrenz mit anderen Berufs
gruppen den höchstmöglichen Einkommensvorteil zu 
erlangen, in jedem Fall aber eine drohende relative Ver
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schlechterung gegenüber anderen Berufsgruppen ab
zuwehren. Die Arbeitsteiligkeit moderner Betriebe und 
die fal<tische Absicherung gegen l<onkurrierende Ar
beitnehmer von außen gibt dabei auch kleinen Gruppen 
schon ein umfangreiches Drohpotentia! an die Hand.

Die Anpassung an veränderte gesamtwirtschaftliche 
Rahmenbedingungen fällt in Ländern mit dezentralen 
Lohnverhandlungen, wie Großbritannien, besonders 
schwer. Denn makroökonomische Zusammehänge ge
ben der Dynamik solcher tarif politischer Prozesse keine 
Führung; die Dachorganisation TUG hat von ihrer Stel
lung her kaum Möglichkeiten, auf die Vertrauensleute 
(Shop Stewards) nachhaltigen Einfluß auszuüben. 
Deshalb finden gesamtwirtschaftliche Fehlentwicklun
gen in vielen Fällen erst Eingang in das Verhandlungs
kalkül, wenn der eigene Betrieb in seiner Existenz be
droht ist. Gesamtwirtschaftlich gesehen ist dies indes
sen ein Zeitpunkt, zu dem die Produktionsverluste und 
die Kompression der Gewinnmargen bei einer großen 
Zahl von Unternehmen schon weit fortgeschritten sind, 
die Chance für einen möglichst friktionsarmen Anpas
sungsprozeß also schon vertan ist. Dieser Zeitpunkt 
scheint mittlerweile erreicht zu sein.

Angesichts dieser für die Wirtschaftspolitik ohnehin 
schwierigen lohnpolitischen Bedingungen wird deut
lich, daß deren Zusammenspiel mit der Lohnpolitik im 
öffentlichen Sektor und mit der Steuerpolitik ein wichti
ger Grund dafür war, daß die Strategie der Regierung 
Thatcher keinen ausreichenden verteilungspolitischen 
Flankenschutz bekommen hat.

Umstrittene Konzeption -  umstrittene Poiitil<

Die englische Wirtschaftspolitik muß sich den Vor
wurf gefallen lassen, widersprüchliche Signale im Hin
blick auf ihre eigenen Projektionen gesetzt zu haben. 
Die für die nächsten Jahre im voraus angegebenen mo- 

- netären Zielgrößen signalisieren einen beständigen 
Rückgang der Inflationsraten. Andererseits begibt die 
Regierung zur Finanzierung der staatlichen Defizite 
mittel- und langfristige Schuldtitel zu Zinssätzen, an de
nen sich bisher noch keinerlei mittelfristige Preisdämp- 
fungsenwartungen ablesen lassen” . Um in der gege
benen Umbruchsituation die Signalwirkung der geldpo
litischen Ziele nicht zu beeinträchtigen, schlägt Parkin 
vor, für einen begrenzten Zeitraum indexierte Schuldti
tel zu begeben. Damit wird dem steten Konflikt der 
Staatsschuldenpolitik Rechnung getragen, daß nämlich 
dem Staat als Marktteilnehmer immer auch eine gewis
se Führungsrolle bei der Erwartungsbildung zufällt -  
zumal in einer Zeit labiler Erwartungen.

So auch der Hauptvorwurf von M. P a r k i n ,  a. a. O., S. 17-19.

Im Gegensatz zu den mittelfristigen Bekundungen 
steht auch die Lohnpolitik im staatlichen Sektor. Als be
deutendster Arbeitgeber signalisiert der Staat mit den 
Lohnabschlüssen, in die er einwilligt, auch, welches Ni
veau von Preisen und Löhnen für kompatibel mit der 
Wirtschaftspolitik gehalten wird. Auch in dieser Hinsicht 
waren die ersten Jahre der Regierung Thatcher nicht 
hilfreich, die Anpassung der Volkswirtschaft an ein 
niedrigeres inflationstempo ohne allzu große Friktionen 
zu unterstützen.

Die bisherigen Produktions- und Einkommensverlu
ste als Folge destabilisierter Enwartungen bei restrikti
ver Geldpolitik geben den Skeptikern^^ der neuen wirt
schaftspolitischen Strategie Auftrieb. Die Debatte^® 
darüber, ob der Weg zu mehr Vertrauen und weniger In
flation eher über eine von Anfang an mittelfristig orien
tierte Politik oder über eine expansive Geld- und Fi
nanzpolitik gehen soll, entzündet sich vereinfacht ge
sagt an der Frage, wie sich die Impulse im Wirtschafts
prozeß auf Preiswirkungen und reale Wirkungen auf
teilen. Die Befürworter der expansiven Strategie sehen 
durchaus die zusätzlichen inflatorischen Risiken. Um 
diese gering zu halten und um größere reale Wirkungen 
zu erzielen, flankieren sie ihre Vorschläge mit dirigisti
schen Eingriffen, so mit einer umfassenden Einkom
menspolitik (NIESR) oder mit Einfuhrbeschränkungen, 
die eine Verschlechterung der Leistungsbilanz und eine 
Abwertung mit ihren inflationstreibenden Wirkungen 
verhindern sollen (CEPG). Für eine von Anfang an mit
telfristig orientierte Politik wird befürchtet, daß deren 
kurzfristig restriktive Impulse zunächst nur geringe in
flationsdämpfende Wirkungen haben könnten, jedoch 
umfangreiche Produktionsverluste. Die Investitions
schwäche und der weitere Niedergang der Produktivität 
würden die Bedingungen für eine Wende zum Besse
ren eher verschlechtern.

Das Vertrauen derjenigen, die auf eine mittelfristig 
orientierte Politik setzen, gründet nicht zuletzt auf der 
Annahme, daß sich die Enwartungen der Akteure als
bald auf die mittelfristig angestrebte Preisänderungsra
te ausrichten. Dies ist eine wichtige Voraussetzung da
für, daß sich auch schon auf kurze Sicht Erfolge bei der 
Dämpfung des Preisauftriebs einstellen, die langfristi
gen Zinsen zu sinken beginnen und Produktionsverlu
ste über das Unvermeidliche hinaus vermieden wer
den. Diese wichtige Voraussetzung aber scheint die bri
tische Regierung nicht schaffen zu können.

Dazu gehören vor allem das National Institute of Economic and So
cial Research (NIESR) und die Cambridge Economic Policy Group 
(CEPG).

Vgl. C. A  11 s 0 p p und V. J o s h i : A lternative Strategies for the 
UK, in: National Institute Economic Review, February 1980, No. 91, 
S. 86-103.
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